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1. Bahnirevel auf den Linien der 
Heeresbahn Nord. 


M. G. G. I. Pres. Nr. 9623/16 vom i1.;Vlt. 916. 


Mit Rücksicht auf die in letzter Zeit vor- 
gekommenen Fälle von teils leichtfertigen, teils 
boshaften Beschädigungen von Bahnanlagen, 
werden die Gendarmie- und Finanzwachposten- 
Kommanden, Wojte und Soltysse angewiesen, 
der Bevölkerung Folgendes auf geeignetem 
Wege eindringlichst zu verlautbaren: 


Das Betreten des Bahnkörpers und aller 
zur Bahn gehörigen Objekte, soweit sie nicht 
eigens für das Publikum bestimmt sind, ist 
‚ allen Unberufenen strengstens untersagt. Ebenso 
ist es strengstens verboten, auf den Bahnkörper 
oder in unmittelbarer Nähe von Bahnobjekten, 
deren Betreten nicht gestattet ist, Gegenstände 
_ was immer für einer Art, niederzulegen. 


Zuwiderhandelnde werden empfindlichst 
bestraft werden und setzen sich überdies per- 
 sönlicher Gefahr aus, da das Bahnsicherungs- 
personal unter Umständen von der Waffe Ge- 
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17. Infektions- — 


Ver- 


brauch zu machen berechtigt und verpflichtet 


ist. Zur Nachtzeit haben unberufene Personen 
die Nähe von Bahnanlagen unbedingt zu 
meiden. 


Die Gemeinden sind für die Sicherheit der ; 


innerhalb 
anlagen mitverantwortlich. 


Die Gemeinde- und Ortsvorsteher haben 


ihres Gebietes befindlichen Bahn- — 


daher in ihrem Wirkungskreise alles zu tun, 
um Gefährdungen der Bahnen hintanzuhalten. 
Zu diesem Zwecke haben sie die Bevölkerung 
entsprechend zu belehren und darüber zu wa- 


chen, daß die bestehenden Verbote nicht u = 


Schatten werden. 


UnverlaBliche Elemente, nenn Orts- = 


iremde sind in Auge zu behalten. 
jedermann ist verpflichtet, 


re aA SG a 


Gefährdungen 


EN 


von Bahnanlagen nach Möglichkeit zu ver- 
hindern und wahrgenommene Ubertretungen der 


bestehenden Vorschriften, 
Wahrnehmungen, 


zur Kenntnis zu bringen. 


wie überhaupt alle 
die für die Sicherheit der 
Bahnen von irgend einer Bedeutung sein können, a 
unverzüglich dem nächsten Bahnsicherungsorgan — 


Vernachlässigung dieser Pflicht wird streng. 


geahndet werden. 


Für Bahnfrevel, die bei der nötigen Auf- 
merksamkeit der Gemeindeorgane und der Be- 
völkerung hätten verhindert werden können, 
werden nebst den eigentlichen Schuldtragenden 
auch die einer Pflichtversäumnis schuldigen 
Gemeindeorgane und ebenso Privatpersonen, 
die die Tat hätten verhindern können und dies 
nicht getan, beziehungsweise die Anzeige unter- 
lassen haben, zur strengsten Verantwortung ge- 
zogen werden. 


In Fällen, in welchen angenommen werden 
kann, daß weitere Kreise der Bevölkerung von 
einer Straftat oder von Vorbereitungen zu der- 
selben wußten, werden auch ganze Gemeinden 
als mitschuldig betrachtet und bestraft werden. 


2. Anbauarbeiten an Sonn- und 
Feiertagen, 


E. Nr. 20807. 


Es wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht, 
daß der Generaladministrator der Diözese Lublin 
der Bevölkerung die Dispens für die Anbau- 
arbeiten an Sonn- und Feiertagen erteilt und 
die Geistlichkeit angewiesen hat, dies von der 
Kanzel zu verlautbaren. 


Die Gemeindeämter werden hiemit ange- 
wiesen, über diese Dispens die Bevölkerung 
genau und ausführlich zu belehren und dahin 
zu trachten, daß die Bevölkerung aus dieser 
= Dispens im eigenen Interesse den weitgehend- 
= sten Gebrauch macht. 


= 3. Zusendung des Amtsblattes an 
x die Schultheissen. 


-E Nr. 12007. 
Auf hierstellige Anfrage hat das k. u. k. 


M. G. G. in Lublin entschieden, daß es keinen 
zwingenden Grund sieht, den Schultheissen des 


= Kreises das Amtsblatt des Kreiskommandos un- 


= -entgeltlich zuzusenden. 


Die Gemeindevorsteher sind verpflichtet, 
die Schultheisse über den Inhalt der in den 


LO 


ge 


Amtsblättern kundgemachten Verordnungen zu 
belehren und die Schultheisse haben sich in 
dieser Hinsicht bei den Gemeindeämtern zu 
informieren. 


Den Schultheissen steht es frei, das Amts- 
blatt gegen Bezahlung der Pränumerationsgebühr 
von 3 K vierteljährig, zu abonnieren. 


4. Rohhäuteaufbringung und Ver- 
wertung. 
(Ad J. Nr. 10.000, 1916 M. G. G.) 


Alle mit den Bestimmungen dieser Ver- 
ordnung nicht in Einklang stehenden, früher | 
ergangenen Verordnungen, betreffend die Auf-— 
bringung und den Einkauf, bezw. Ve rwertung | 
der beschlagnahmten Rohhäute und Felie, treten | 
hiermit außer Kraft. 


Allen Gerbereien ist fernerhin der freie 
Ankauf von Rinds- und Roßhäuten, sowie von! 
Kalb- und Schafiellen, einschließlich Schafblößen, l 
verboten. Die Gerbereien erhalten die ihnen‘ 
zugesprochenen Mengen durch die Intendanz‘ 
es M. G. G. zugewiesen. 


Alle erteilten Bewiliungen werden hiemit’ 
außer Kraft gesetzt. 


Den Herren Samuel Dichter und Moses | 
Blumenthal — Zentralbüro Lublin, Poczatkow- | 
ska 7 — wurde vom M. G. G. allein die Be- 
rechtigung zur Aufbringung aller Rinds- undi 
Roßhäute, Kalb- und Schaffelle, einschließlich? 
Schaiblößen, für den ganzen Bereich des M, 
G. G. erteilt. 


Ve 


Dieselben haben das Recht, zu diesem‘ 
Zwecke für jeden Kreis Einkaufsagenten zu be-' 
stellen, für deren Handlungen sie wie für ihre 
eigenen haften. | 


Für den Kreis Janów ist der legitimierte p 
Einkäufer Jankiel Icek Blumenkranz bestimnng 


5. Maßnahmen gegen Preistreiberei. 
(Ad Präs. Nr. 1400/16 M. G. G.) 


Die für die Zeit vom 1. bis 31. August, 
1916 festgesesetzten Richtpreise sind aus deri 
beigeschlossenen Beilage ersichtlich. 


en 


6. Regelung des Verkehres mit Ge- 
treide und Mahlprodukten. 


Ad Exh. Nr. 21.235. 


Gemäß Vdg. des Armeeoberkommandanten 
vom 11. Juni 1916 (Vdg. BI. der k. u. k. M. V. 
in Polen, Nr. 61) bestimme ich: 

§ 1. Beschlagnahme: 


Getreide und Müllereiprodukte aller Art 


der Ernte 1916, sowie etwa vom Vorjahre noch 


verbliebene Restbestände solcher Produkte, sind 
zu Gunsten der Mil.-Verwaltung beschlagnahmt. 

Als Getreide im Sinne dieser Vdg. gelten: 
Weizen, Roggen, Gerste, Hafer, Mengfrucht, 
Buchweizen und Hirse. 
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8 2. Wirkung der Beschlagnahme: 


Die Beschlagnahme hat die Wirkung, daß 
die beschlagnahmten Gegenstände ohne Be- 
willigung g des Kreiskommandos weder verarbeitet, 
verbraucht, verfüttert, noch veräußert werden 
dürfen. Rechtsgeschäfte, die gegen dieses Ver- 
bot verstoßen, sind ungültig, desgl. auch alle 
vor Beginn der Wirksamkeit dieser Vdg. abge- 
schlossenen Geschäfte (§ 11 und 12 der ob- 
zitierten Vdg.). 


$8. Von der Beschlagnahme sind ausgenommen: 


Für Produzenten: 
a) das für den Herbst- und Frühjahrsanbau 
erforderliche Saatgut; 
die zur Ernährung der im gemeinsamen 
Haushalte des Produzenten lebenden An- 
gehörigen, der Angestellten und des Ge- 
sindes notwendigen Mengen ; 
die zur Erhaltung des eigenen, sowie des 
Viehstandes der Angestellten und des Ge- 
sindes notwendigen Mengen; 
und c) unter Einhaltung des durch eine 
abgesondert herablangende Vdg. normierten 
Höchstausmaßes. 


b) 


b) 


§ 4. 

Die Produzenten sind zur sachgemäßen 

Aufbewahrung ihrer Produkte verpflichtet, Falls 

dies der Produzent nicht selbst zu bewerk- 

stelligen in der Lage ist, hat das Kreiskommando 

die Einlagerung auf Kosten und Gefahr des 
_ Produzenten zu besorgen. 


Aufbewahrung 


Getreide etc., welches mit der Absicht es 
zu verbergen oder offenkundig unsachgemäß 


eingelagert wurde, verfällt der Konfiskation 
ohne Entschädigung. 
§ 5. Druschzwang: 


Der Besitzer von Getreide ist verpflichtet, 
den Drusch mit möglichster Beschleunigung. 
vorzunehmen. Das Kreiskommando kann hie- 
für eine Frist bestimmen und nach fruchtlosen 
Ablaufe dieser Frist auf Kosten und Gefahr des 
Besitzers das Getreide ausdreschen lassen und 
zu diesem Zwecke seine Wirtschaftsräume und 
die Mittel seines Betriebes in Anspruch nehmen. 


Den Produzenten werden festbestimmte 
Mindestmengen (Kontingente) zur Ablieferung. 
an die Militär-Verwaltung innerhalb festge- 
setzter Termine vorgeschrieben. Aus diesem 
Kontingent werden in erster Linie die Städte 
Dabrowa, Piotrków, Kielce, Radom und Lublin | 
und die Industriezentren in den Kreisen Da- 
browa, Olkusz, Konsk und Opatow versorgt 
werden. i 
Die nicht oder nicht rechtzeitig erfolg 
Ablieferung wird mit einer Geldstrafe von 
K 30.— per 100 kg rückständigen Kontingentes 
in barem oder im Falle der Zahlungsunfähig- 
keit, in Naturalien belegt. Die Bezahlung der 
Geldstrafe enthebt nicht von der Lieferungs-' 
pilicht. 2 

Die Gemeinde- und Ortsvorsteher haben 
die restlose und zeitgemäße Ablieferung der 
Kontingente zu überwachen. Vernachlässigungen | 
dieser Pflicht werden auf Grund des § 12) 
dieser Vdg. geahndet. | 

Die Höhe der Kontingente wird in einem | 
späteren Zeitpunkte bekanntgegeben werden. | 
Einlieferungen vor definitiver Zuweisung der} 
Kontingente werden von den Magazinen schrift- | 
lich bestätigt und zählen auf das Kontingent, | 

Zwergwirtschaften unter 4 Morgen sind | 
von der Lieferungspflicht befreit. ae 


§ 7. Verwertung des Exkontingentes. 

Die nach Deckung des eigenen Beda d 
ad $ 3 und des Kontingentes ad & 6 bei den, 
Produzenten verbleibenden Überschüsse (Ex 
kontingent) werden zur Ernährung der im Kreis 
befindlichen Nichtproduzenten, mit. Ausnahme 


Sue 


der im § 6 angeführten Städte und Industrie- 
 zentren belassen. 

Die Versorgung derselben wird durch eine 
besondere Vdg. geregelt. 


$ 8. Ubernahmspreise : 


‘Die Übernahmspreise werden wie folgt für 
100 žy festgesetzt: 


für Weizen . . K 84.— 
ssRopgen 2... 5 9. 
, Braugerste . » 32.— 
„ Futtergerste » 27.— 
sc Hater: . » 80.— 
„ Mengfrucht . » 2. — 
» Buchweizen „` 00. — 
Ss Hise es N 


es Die von der Mil. Verwaitung übernommenen 
_ Mengen werden bar bezahlt. 


8 9. Prämien für Ablieferung bis 15. Novbr. 1916. 


i Fiir das bis 15. November 1916 abgelieferte 
Getreide (mit Ausschluß von Buchweizen und 
_ Hirse) erhöhen sich die obigen Preise um K 2.— 
per 100 žy. 


$ 10. Abzüge für mindere Qualität: 


Die Preise beziehen sich auf gute, trockene 
_ Ware, in der im Gen.-Gouv. üblichen Durch- 
_ schnittsqualitat. Bei geringerer Qualität tritt 
Se eine entsprechende Preisminderung ein. 
Die Qualität stellt das Ubernahmsorgan 
fest. In Streitfällen entscheidet die landw. Ab- 
‚teilung des betreffenden Kreiskommandos. 


$ 11. Übernahmsstelle, Abzüge für Verladung 
und Transport. 


Die Preise verstehen sich ab der vom 
Kreiskommando bestimmten Übernahmsstelle. 
Wird das Getreide am Gewinnstorte über- 
nommen, weil der Besitzer nachweisbar außer- 
tande ist, den Transport zur Übernahmsstelle 
durchzuführen, so tritt ein Preisabschlag ein, 
der für je 100 kg je nach der Entfernung des 
Gewinnstortes von der Uebernahmsstelle, fol- 
gend bemessen wird: : 

= bei Entfernungen bis einschließlich 10 7m K 1.- 
bei Entfernungen von mehr als 10 km K 2.- 


§ 12. Strafbestimmungen: 


= Uebertretungen dieser Vdg. oder einer auf 
Grund derselben erlassenen Vorschrift, werden 


vom Kreiskommando, soferne die Handlung 
nicht unter eine strengere Strafbestimmung 
fällt, mit Geldstrafen bis zu K 5000.— oder 
mit Arrest bis zu 6 Monaten bestraft. 

Neben der Freiheitsstrafe kann eine Geld- 
strafe bis zu K 3000 verhängt werden. 


$ 13. Wirksamkeitsbeginn : 


Diese Vdg. tritt mit 1. August 1916 in 
Kraft. 


7. Ein- und Durchfuhrverbot für 
Dinar- und Perpernoten. 


Ad Vdg. d. M. G. G. Nr. 43353/16 v. 27./VI./16. 


Die Einfuhr und Durchfuhr von Dinar- und 
Perpernoten für den Bereich des Militärgeneral- 
gouvernement in Polen ist verboten. 


8. Ankauf von Milchziegen und 
Fleischschafen. 


Verkauf der Zuchteber. 


Serbische Milchziegen zum Preise von 
80—90 K per Stück und Fleischschafe zum 
Preise von 40—50 K sind erhältlich. Reflek- 
tanten melden ihren Bedarf bei der Gemeinde 
an, welche hierüber dem Kreiskommando einen 
Ausweis vorzulegen hat. 

Verkäufer von Zuchtebern werden aufge- 
fordert, dieselben sofort beim Kreiskommando 
Janöw (landw. Ref.) mit Angabe der Bedingun- 
gen (Alter, Rasse und Preis) anzumelden. 

Wegen Dringlichkeit ist über beabsichtigte 
An- und Verkäufe binnen einer Woche dem 
Kreiskommando zu berichten. 


9, Beschlagnahme sympathetischer 


| Tinte. 


Das M. G. G. in Lublin hat mit Vdg. E. 


| 
| 
| 
| 
| 


et ne 


re eA 


Nr. 31848/16 v. 22. Mai 1916 auf Grund der 
Vdg. des A. O: K. M.V. Nr. 37187/P. für den | 


ganzen Verwaltungsbereich des M. G. G. die — 
Verfügung getroffen, daß alle im Bereiche des 


| 
| £ 
i 


Kreiskommandos befindlichen Vorrate von sym- 
pathetischer Tinte (Tinte fiir Geheimschrift) zu 
konfiszieren sind und daß jedweder Gebrauch 
einer derartigen Tinte verboten ist und strenge 


- bestraft wird. 


Wer sympathetische Tinte besitzt, hat sie 
innerhalb 8 Tagen nach Verlautbarung dieser 
Kundmachung an das k. u. k. Kreiskommando 
in Janöw abzuliefern. 


10, Verlautbarungen der Amtsblätter. 


Da es sich herausgestellt hat, daß nicht 
allen Gemeindevorstehern und Schultheissen die 
Verordnungen des Amtsblattes bekannt sind, 
bezw. daß sie sich nicht in genügendem Maße 
nach denselben richten, wird nochmals darauf 
hingewiesen, daß die Unkenntnis der Verfügun- 
gen niemanden rechtfertigen kann und daß die 
Nichtbefolgung der Verordnungen, die sich auf 
die Allgemeinheit beziehen, die vollkommen 
unschuldige Bevölkerung der Strafe aussetzen 
würde. 


Alle Gemeindevorsteher und Schultheisse 
haben daher jede Nummer des Amtsblattes 
unverzüglich nach dessen Erhaltung durchzu- 


lesen, resp. sich durchlesen zu lassen, wenn sie 


selber nicht lesen können, und alle die Allge- 
meinheit betreffenden Verfügungen sofort zu 
veröffentlichen. 


Jede Nichtbefolgung dieser Anordnung wird 
bestraft. Die Gendarmeriepostenkommandos 
und Finanzwachen haben jede diesbezügle Ver- 
nachlässigung sofort dem Kreiskommando zu 
melden. 


11. Aufnahme von Dienstleuten. 


Sämtlichen Dienstgebern (insbesondere Guts- 
besitzern) wird zur Pflicht gemacht, die aus 
fremden Gemeinden oder anderen Kreisen kom- 
menden Dienstboten nur dann aufzunehmen, 
wenn sie sich mit einer gültigen und richtig 
ausgestellten Identitätskarte ausweisen können. 


Gegen Dawiderhandelnde wird strenge ein- 
geschritten werden. 
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12. Nachtwächter. 


Jede Ortschaft hat je nach ihrer Häuser- 


anzahl zwei oder 


mehrere Nachwächter zu — 


unterhalten; jeder Gutshof muß seinen ele 


Nachiwichter haben. . 


Diese Nachtwächter sind durch eine weiße — 
Armbinde kenntlich zu machen, welche mit dem — 
Namen des Ortes und dem Amtssiegel versehen - 


zu sein hat. 


Für die genaue Beistellung der Nachtwächter — 


sind die Wojte und Soltysse verantwortlich, 
welche auch ihren Dienst 
haben. 


zu kontrollieren ; 


Die Gendarmerie- Patroullen haben zu kon 3 


trollieren, ob die Nachtwächter ihren Dienst 
ordentlich versehen und jeden Anstand dem 
Kreiskommando zu melden. 


Nachlässige Soltysse oder Nachtwächter 


werden strenge bestraft. 


13. Eintrittsprüfungen in das Lehrer- 


seminar in Jedrzejow. 


Laut Mitteilung der k. u. k. Direktion des ; 
Lehrerseminariums in Jedrzejöw vom 20. Juni — 
1916, Nr. 66, beginnen die Eintrittspriifungen — 


für den I, 
am 1. September 1916. 


Il. und HI. Jahrgang dieser Anstalt — 


Die Bewerber in den I. Kurs müssen mit © 


dem ]. 
überschritten haben. 


September 1916 das 15. Lebensjahr | 
Später geborene (bis zum _ 


31. Jänner 1902) können Nachsicht des vorge- — 


schriebenen Alters beanspruchen. 


Bei der Prüfung aus den Gegenständen: 


Zeichnen, Gesang, Violinspiel und Turnen wird 3 
die Fähigkeit und Veranlagung, welche einen 
entsprechenden Fortgang während des Schul- — 


unterrichtes erhoffen läßt, maßgebend sein. 


Die Gesuche um Zulassung zur Prüfung — 
werden seitens der Direktion bis 20. August — 


1916 entgegengenommen. 


Den Gesuchen sind — 


der Matrikelauszug, Taufschein, das letzte Schul- _ 
zeugnis, ärztliches Zeugnis über physische Eig- 
nung des Bewerbers zum Lehrerberuf, Morali- 
tätszeugnis vom betreffenden Gemeinde- und 


Pfarramte bestätigt, sowie das Zeugnis über 
Impfung gegen Blattern, beizuschließen. 


Das Prüfungsprogramm ist beim k. u- Kag 
Schulinspektor in Janów ersichtlich. 


ee 


14. Lehramtsstellen. 


Es mehren sich die Fälle, daß die Lehr- 
-amtskandidaten die Gesuche um Lehrstellen 
direkt beim M. G. G. einreichen. Es wird da- 
her in Erinnerung gebracht, daß laut Erlaß des 
M. G. G. vom 31. Oktober 1915, $ 17, Amts- 
blatt Nr. 7, 2. Stück, die Gesuche um Lehrer- 
stellen beim betreffenden k. u. k. Kreiskommando 
einzubringen sind. 


15. Maßnahmen gegen die Verwahr- 
losung der Jugend. 


Die Aufsicht über die heranwachsende 
Jugend ist besonders in jetziger Zeit dringend 
notwendig, um dieselbe vor demoralisierenden 
Einflüssen, welche der Krieg mit sich bringt, 
zu bewahren. 


Durch den Mangel an der väterlichen Auf- 
sicht ergibt sich diese Jugend dem Müssiggang, 
der Verrohung und Verwahrlosung, Übelstände, 
die ein weiteres Ueberhandnehmen bedenklich 

- erscheinen lassen und welchen entschieden ent- 
gegengetreten werden muß. 


=~ Auch die Schuljugend, die während der 

Schulferien unter dem Einflusse ihrer Erzieher 
unmittelbar nicht bleiben wird, muß in höherem 
Maße überwacht und selbe je nach dem Alter 
- bei landwirtschaftlichen (Ernte-)Arbeiten nützlich 
beschäftigt werden. 


Um der Verwahrlosung entgegezusteuern, 
= Ordne ich an, daß von nun ab der gesamten 
Jugend bis zum 16. Lebensjahre der Aufenthalt 
| außerhalb des elterlichen Hauses über 9 Uhr 
abends ausnahmslos verboten ist. Es ist selbst- 

redend, daß auch das Mitnehmen von Kindern 
in die Gasthäuser zum eventuellen Genusse 

geistiger Getränke ein Verbrechen an der Ju- 

gend bedeutet, das nicht schwer genug gebrand- 

markt werden kann. Ebenso ist den Gasthaus- 
_ besitzern und Schankwirten der Verkauf von 
geistigen Getränken an Kinder strengstens 
| verboten. 


In diesem Sinne haben auch die hochwür- 
dige Geistlichkeit und sämtliche Lehrpersonen 
ee sauiiclarend und belehrend zu wirken. 


È z Übertretungen dieser Anordnungen werden 
im Grunde des § 19 der Verordnung des 
| Armeeoberkommandos vom 22. Anl 1916, 


Nr. 55 Verordnungsblatt, XIX. Stück, mit Geld- 
strafe bis zu 5000 Kronen oder mit Arrest bis 
zu 6 Monaten geahndet werden. Neben der 
Freiheitsstrafe kann Geldstrafe bis zu 3000 Kronen 
verhängt werden. 


Die Gendarmeriepostenkommandos und die 
Gemeindeaufsichtsorgane sind zur Überwachung 
der Jugend im Sinne der obigen Verordnungen 
und zum Einschreiten mit aller Strenge gegen 
die Zuwiderhandelnden verpflichtet. 


16. Zulassung rekommandierter 
Privatbriefe. 


Auf Grund der Kundmachung des k. u. k. 
A. O. K. vom 1. Juli 1916, Tel. Nr. 32.327, wird 
vom 15. Juli 1916 an die Versendung von re- 
kommandierten Privatbrieisendungen (Briefen, 
Korrespondenzkarten, Drucksachen und Waren- 
proben) im inneren Postverkehre des k. u. k. 
Okkupationsgebietes in Polen sowie im Weclisel- 
verkehre mit Österreich-Ungarn, Bosnien, Her- 
zegowina, k. u. k. Okkup.-Gebiete in Serbien, 
Deutschland und dem General-Gouvernement 
Warschau zugelassen. 


Die Annahme und Abgabe rekommandierter 
Privatpostsendungen findet im k. u. k. Okku- 
pationsgebiete nur bei den Etappenpostämtern 
I. Klasse statt. 


Die zum ermäßigten Zeitungstarif versen- 
deten Zeitungen können nicht rekommandiert 
werden; ebenso sind Sendungen mit Chiffern- 
adressen von der Rekommandierung ausge- 
schlossen. Nachnahmebelastung, Expreßzustel- 
lung, Zustellung zu eigenen Handen, Rück- 
scheine und Empfangsanzeige sind vorläufig 
nicht zulässig. Der Einschluß von Wertpapieren 
oder Bargeld ist verboten. 


Im Okkupationsgebiete müssen die rekom- 
mand. Privat-Briefpostsendungen offen zur 
Post aufgeliefert werden und unterliegen den 
allgemeinen Versendungsbedingungen für ge- 
wöhnliche Briefpostsendungen gleicher Art; im 
Wechselverkehre mit Deutschland, dem General- 
Gouvernement Warschau, müssen sie auch offen 
aufgeliefert werden und dürfen nur Mitteilungen 
in deutscher Sprache enthalten. 


Die Rekommandationsgebühr beträgt 25 h 
und muß gleich wie die Versendungsgebühr 
bei der Aufgabe entrichtet werden. 


17. Stand der Infektionskrankheiten 
im Monate Juli 1916. 


Fleckfieber: 


Annopol —Annopol 1 Fall 
Janów — Stadt : . 2 Fälle 
Krasnik— Stadt . : ee, 
Blattern : 
Brzozówka — Antolin . ; = 1 Fall 
5 —Polichna górna . ee, 
> —Szastarka . ; =, 
= -—Wierzchowiska 2()),, 
—Wojciechéw Kol. . Seien, 
= —Wojciechéw Dorf . ig agen 
Chrzanów -- Chranöw 5 sib); 
Janöw--Stadt . ; A ; sh, 
Kawęczyn Ruda . : ; ls 
5 — Wólka Ratajska . ee 
Modliborzyce —Stupie 3 ; Bar 
Potok -Dabrawica . ; : ae 
» -—Lofidbwka . : ee 
Bauchtyphus: - 
Chrzanöow— Chrzanów ; . 2 Fälle 
Dzierzkowice—Boiska ; : ol 
5; — Dzierzkowice . he 
5 —Ludmiłówka ; oje, 
- Wyznica ee re 
Janów - Stadt 3 20(1),, 
KraSnik--Stadt . 8(1),, 
Modliborzyce - Debie = 12 
= — Modliborzyce . 5 
Urzędów — Beczyn ee SB, 
»  —Metelin. ; : Sle 
» . —Popkowice pod. Een 
„= Ranków 5 
»  —Urzędòw . =, 
Zakliköw—Zakliköw . 5 
Scharlach: 
Brzozöwka— Wierzchowiska 1 Fall 
Modliborzyce —Debie ; Ir 
= — Modliborzyce 3225, 
Diphterie: 
Modliborzyce—Modliborzyce 2 Fälle 
Dysenterie: 
Stadt -- Janow 1 Fall 


(Anmerkung: Ziffern in der Klammer be- 
deuten Todesfälle). 
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18. Schlachtgebühren für die Schlacht- 


häuser im M. G. G.-Bereiche. 


Laut M. G. G.-Verordnung vom 27. März 
l. J. Nr. 3813/16 ist die Vergütung für die Mi- 
litärbehörden angehörenden Tiere nach den 
ortsüblichen Taxen zu leisten u. zw. wird die- 
selbe vom Kreiskommando auf K 2 für ein 
Stück Großvieh und 1 K für ein Stück Klein- 


vieh (Schweine, Schafe, Ziegen und Kälber) 


festgesetzt. 


Dort, wo die Schlachthäuser Gemeinde- 


eigentum bilden und an Privatpersonen ver- 
pachtet sind, sind die bezüglichen Gebühren 
der Gemeinde zu bescheinigen und reduziert 
sich demgemäß der vom Pächter zu entrichtende 
Pachtbetrag. 


In Privatschlachthäusern fallen die Gebühren 2 


dem betreffenden Eigentümer zu, und gelten 
bezüglich Vergütung (Bescheinigung) die Ab- 
schnitte III bezw. Ib) A. O. K./E. OK. op. Nr. 
54.816 vom 15. Juni 1915. 


Die Beschau solcher Tiere geschieht durch 
die Militär- oder Staatstierärzte. Nur wo dies 


nicht möglich wäre, sind Gemeinde- oder Pri- 
vattierärzte gegen ortsübliche Vergütung heran- 


zuziehen. 


Alle erwähnten Gebühren sind rückwirkend 


von dem Zeitpunkte an zu bezahlen, resp. zu 


bescheinigen, zu dem das betreffende Schlacht- 


haus schon im Bereiche der Mil.-Verwaltung 
des Okkupationsgebietes (Mil.-Gouvernement, 
bezw. Mil.-Gen.-Gouvernement) d. h. nicht mehr 
im Armeebereiche gelegen war. 


dieser Gebühren für die Zeit vor dem 15. Juni 
1915 erfolgen. 


19. Verlustanzeigen. 


Es haben verloren: 


Keinesfalls. 
aber darf die Bezahlung oder Bescheinigung 


1. Kajle Steinberg aus Zarajec, Gemeinde 
Modliborzyce, ihre bis 10. Oktober 


1916 güjtige Idenditätskarte ; 


2. Rosenbaum Bernat aus Stróża, Ge- 


meinde Brzozówka, seine bis 8. No- | 
vember 1916 gültige Identitätskarte. 


| 
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20. Verurteilungen. 


Vom k. u. k. Militärgerichte in Janöw wur- 
den verurteilt: 
l Kolatai Ladislaus, 
Gemeinde Zakrzówek, 


Jahre alt, röm-kath., 
Kraśnik, und 


Drazek Michael, geboren in Oseredek, 
nach Kraśnik zuständig, 25 Jahre alt, röm.-kath., 
| verheiratet, Stellmacher in Kraśnik, 


geboren in Tarnówka, 
dorthin zuständig, 21 
ledig, Stellmacher in 


= beide wegen Verbrechens des Raubes ge- 

mas $ 483 M. St. G. zur Strafe des Todes 

durch den Strang, welches Urteil vom Höchst- 
_ kommandierenden bestätigt, die Todesstrafe je- 
doch im Gnadenwege in den je 7 jährigen 
| schweren, bei beiden. Verurteilten verschärften 
| Kerker umgewandelt wurde; 


. Syp Andreas aus Osöwek, Gemeinde Potok 
| wielki, wegen Verbrechens des unbefugten 
‚ Waffenbesitzes gemäß § 2 der Vdg. des A. O.K, 
| vom 8/8. 1916, Nr. 51 Stück XVI des Vdg.- 
Blattes für die Mil.-Verwaltung in Polen, zu 
|| einmonatlichem verschärften Kerker; 


= Długosz Leopold aus Studzianki wegen 
| Verbrechens des unbefugen Waffenbesitzes ge- 
| mäß § 2 der Vdg. des A. O. K. vom 8. 3. 1916 
Nr. 51 St. XVI des Vdg.-Bl. für die Mil.-Verw. 
in Polen und wegen Vergehen des Betruges 
emäß §§ 506c, 510 und 733 M. St. G. zum 
erschäriten Kerker in der Dauer von 4 Wochen; 


= Buczaj Martin aus Zakrzówek wegen Ver- 
rechens des unbefugten Waffenbesitzes gemäß 
82 der Vdg. des A. O. K. vom 8.i3. 1916, 
r. 51 St. XVI des Vdg.-Bl. für die Mil.-Verw. 
n Polen, zu fünfmonatlichem verschärften Kerker; 


Kosidio Josef aus Zakrzöwek wegen Ver- 
rechens des unbefugten Waffenbesitzes gemäß 
2 der Vdg. des A. O. K. vom 8/3. 1916, 
r. 51 St. XVI des Vdg.-Bl. fiir die Mil.-Verw. 

n Polen zu Hmonatlichem verschärften Kerker; 


= Czuba Adalbert aus Dąbrowa, Gemeinde 
Trzydnik, wegen Verbrechens des unbefugten 
Wafien- und Munitionsbesitzes gemäß § 2 der 
/dg. des A. O. K. vom 8.8. 1916, Nr. 51 St. 
XVI des Vdg.-Bl. der Mil.-Verw. in Polen zu 
onatlichem verschärften Kerker; 


= Helfman Josef aus Janów wegen Vergehens 
| der Aufwiegelung gegen einzelne Organe der 


Regierung gemäß § 556 M. St. G. zur 1 monat- — 
lichen verschärften Arreststrafe ; 


Dwornikiewicz Stanislaus aus Zaklikow 
wegen Vergehens der Aufwiegelung gegen ein- — 
zelne Organe der Regierung gemäß $ 556 M. 
St. G. zur 2 monatlichen verschärften Arrest- 
strafe ; 


Brankiewicz Ladislaus aus Lysakow wegen ` 
Verbrechens des Diebstahles gemäß § 457 und 
462d M. St. G. zu 6monatlichem schweren,- 
verschärften Kerker; 


Nagajek Nikolaus aus Baraki, Gemeinde 
Zaklikòw wegen Vergehens gegen die öffent- 
liche Ruhe und Ordnung gemäß $ 565 M. St. G. 
zu 6 wöchentlichem verschärften Arrest; 


Sudół Stanislaus aus Zakrzówek wegen 
Vergehens gegen die Sicherheit des Lebens 
gemäß $ 599 M. St. G. zu 10 tagigem strengen, 
verschärften Arrest; und 


Hochstein Szajndi aus Kepa, Gemeinde 
Wilkołaz wegen Vergehens der Verleitung zum 
Mißbrauche der Amts- und Dienstgewalt ge- 
maf $ 568 zur l4tägigen verschärften Arrest- 
strafe. 


21. Diebstähle. 


In der Nacht vom 24. auf den 25./6 1. J. 
wurden in der Ortschaft Olbiecin, Gemeinde 
Trzydnik, aus unversperrt gewesenen Stallungen 
2 Pferde und ein Leiterwagen von unbekannten 
Tätern entwendet. 


1. Dem Besitzer Stanislaus Dudek Nr. 42, 
1 Hengst, 35 Jahre alt, mittelgroß, schwarz, mit 
Stern, mit weißem Fessel am rechten Hinterfuß, 
ohne Hufbeschlag, 500 Rubel wert. Samt 1 
kompletten Pferdegeschirr, Wert 6—7 Rubel. 


2. Dem Besitzer Josef Stachula Nr. 40, 
1 Stute, 10 Jahre alt, mittelgroß, kastanienbraun, 
mit schwarzer Mähne und solchen Schweif, 
ohne Hufbeschlag, Wert 400 Rubel, samt einem 
Pferdegeschirr, Wert 6—7 Rubel und einen 
landesüblichen Leiterwagen, Wert 100 Rubel. 


Pferd, Wallach, 12jährig, grau, mittelgroß, 
unbeschlagen, Wert 500 Rubel, wurde nachts 
zum 28.16. dem Josef Kania in Zarzecze bei — 
Kraśnik, Kreis Janów, aus dem Stalle nebst — 


u 
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'Jandesüblichem Geschirre und Leiterwagen im 
Werte von 58 Rubel entwendet. Die Spuren 
führen gegen Lublin. 


Alle Kommandos, Sicherheitsbehörden und 
Organe werden ersucht, nach den beschriebenen 
gestohlenen Gütern und den mutmaßlichen Tä- 
tern zu fahnden und ein etwaiges Resultat dem 
k. u. k. Militärgerichte in Janów bekanntzu- 
‚geben. 


22. Pflegschaftswesen. 


Elterliche Gewalt. 


Die minderjährigen Kinder stehen unter der 
‚gemeinsamen Gewalt beider Eltern. Bei Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen den Eltern, 
ist der Wille des Vaters maßgebend. 


Die elterliche Gewalt kann gemäß Art. 339 
und 340 ZGB. aberkannt werden. Wenn eines 
‚der Eltern gestorben ist, führt der überlebende 
Elternteil von Gesetzeswegen die Vormund- 
schaft. 


Die Volljährigkeit tritt mit Vollendung des 
21. Lebensjahres ein. Der Minderjährige er- 
langt aber auch durch die Eheschließung, durch 
die Entlassung aus der elterlichen Gewalt, oder 
durch Erklärung des Familienrates eine be- 
schränkte Eigenberechtigung (Vermögensver- 
waltung). Er bedarf dann nur zu gewissen 
wichtigen Geschäften der Mitwirkung eines 
Beistandes (Kurators, Art. 467 ff). Die Eman- 
zipation kann widerrufen werden, wenn der 
Minderjährige seine Eigenberechtigung miß- 
braucht (Art. 477). 


Vormundschaft. 


Als besondere Form ist zunächst die s. g. 
freiwillige Vormundschaft zu nennen, die jeder 
anderen Vormundschaft vorgeht (Art. 347) und 
eine Einleitung zur Annahme an Kindesstatt ist. 
(Art. 310, 311, 326— 3835.) 


Der freiwillige Vormund übernimmt das 
Kind in seine Pflege, er ist verpflichtet, ihm 
den Unterhalt und Erziehung wie einem leib- 
lichen Kinde, aus Eigenem zu bieten. Die Ver- 
 einbarung wird durch einen Akt vor dem 
Friedensrichter beurkundet (Art. 328).. 


Die Vormundschaft über eheliche Kinder 
‚steht zunächst dem überlebenden Elternteile zu, 


sodann jener Person, die vom Vater oder von 


der Mutter bestimmt ‚wurde, ferner den Groß- 
und UrgroBvatern ; 
vorhanden sind, oder Befreiungsgründe vor- 
bringen, wird der Vormund vom Familienrate 
bestellt. Vor allem sind die männlichen Ver- 
wandten (Verschwägerten) zur Übernahme der 
Vormundschaft verpflichtet. 


Auch die verwitwete Großmutter kann zu 


Vormünderin bestellt werden (Art. 404, 414). 


Gemäß Art. 389 sollte in jeder Vormundschait 
auch ein Gegenvormund bestellt werden, der 


die Amtsführung des Vormundes zu beaufsich- 


tigen hat. Diese Vorschrift ist aber durch die 
Instruktion v. 1868 wesentlich beschränkt 
worden. 


Das Gesetz kennt Entschuldigungsgründe 
(Art. 898—413}, die der Berufene 
machen kann, wenn er die Vormundschaft nicht 
übernehmen will, 
die gewisse Personen zur Versehung einer Vor- 
mundschaft überhaupt oder gewisser Vormund- 
schaften unfähig machen (Art. 4137f). 


(Art. 418). 


Die Vormundschaft über uneheliche Kinder, 


die in einer Anstalt untergebracht sind, oder 


früher untergebracht waren, wird von der Ver- 
Andere unehe- 
liche Kinder -stehen entweder unter Vormund- | 


waltung der Anstalt besorgt. 


schaft jenes Elternteiles, der sie anerkannt hat, 


oder es wird ihnen durch den Vormundschafts- 


rat ein Vormund bestellt (Art. 481--488). 


Enimündigung. 


Das Gesetz kennt die volle Entmündigung 
wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche 


(Art. 489) und die beschränkte Entmündigung 
durch Beigabe eines Beistandes, vor allem 
wegen Verschwendung, oder wegen Geistes- 
schwäche geringen Grades (Art. 497, 518). ` 


Der voll Entmündigte wird einem nicht 
Entmiindigte 


der beschränkt 
emanzipierten Minderjährigen = 


emanzipierten, 
einem 
gehalten. 


Das ZGB. regelt auch eingehend das Ve 


fahren bei der Entmündigung und die Auswahl 
des gesetzlichen Vertreters oder Beistandes 
(Art. 489—521); im Zuge des Verfahrens kann 
ein einstweiliger Kurator bestellt werden (Art. 
495). Die Runen eines nicht emanzi- 
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wenn diese Personen nicht 


geltend 


und Ausschliebungsgriinde, — 


Solche 
Personen, sowie untaugliche Vormünder sind 
durch den Familienrat ihres Amtes zu entsetzen 
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I Minderjährigen 
| Pflichten und schwerem Verschulden (Art. 465). 


In 
| väterlichen und der mütterlichen Seite entnom- 


| der Familienrat, 
| Oberaufsicht. Der Familienrat bestellt den Vor- 
‚mund, 
ein Großvater, 


ie ASS FERN 


| den Vorsitz führt. 
die Einberufung und Geschäftsführung des Fa- 
| milienrates sind im Gesetze eingehend geregelt 
\ (Art. 878 ff). 


IS 


rufen. 
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pierten Minderjährigen kann beantragt werden, 


sobald er das 20. Lebensjahr vollendet hat. 


Genehmigt das Gericht den Antrag, so tritt 


| Verlängerung der elterlichen Gewalt (der Vor- 
_ mundschaft) ein. 


Familienrat. 
Die eigentliche Vormundschaftsbehörde ist 
das Gericht führt bloß die 


wenn nicht der Vater, die Mutter oder 


mund zu bestellen, den Vormund zu entheben, 
seine Geschäftsführung unmittelbar oder durch 
den Gegenvormund zu überwachen. Der Fa- 
milienrat erteilt dem Vormunde die Ermächti- 


| gung zu allerlei wichtigeren Rechtsgeschäften. 
Nur in wenigen Ausnahmsfällen (Art. 434, 435, 


448) muß ein solcher Beschluß des Familien- 


rates noch vom Gerichte genehmigt werden. 


Den behördlichen Charakter erhält der Fa- 


 milienrat dadurch, daß ein gerichtliches Organ 


(Friedensrichter oder Schöffe) ihn einberuft und 
Die Auswahl der Mitglieder, 


Wer von der Vormundschaft ausgeschlossen 


| i ist oder enthoben wurde, kann auch nicht Mit- 


Mitglieder des Familienrates haften dem 
bei Vernachlässigung ihrer 


Nach dem ZGB. besteht der Familienrat 


in in der Regel aus 6 männlichen Verwandten oder 


Verschwagerten der Pupillen, die zur Hälfte der 


men werden. Wenn es an solchen mangelt, 


oder wenn sie zu weit entiernt sind, können 
Freunde der Familie, Nachbarn und andere 


Der einmal gebildete Familienrat ist auto- 


nom und wird in der Regel nur auf Antrag 
EX des Vormundes oder eines Mitgliedes einbe- 


| % 


Die selbständige Initiative des Richters 


| oder die von den Eltern be- 
| stimmte Person die Vormundschaft übernimmt. 
| Dem Familienrate liegt es ob, den Gegenvor- 


eingeschränkt, in der Praxis war sie in Polen 
vollkommen ausgeschaltet. Der Richter schritt 
nur ein, wenn er angerufen wurde. 


Es ist offensichtlich, daß diese Zurückhal- 
tung in Pflegschaftssachen, wo den handlungs- 
fähigen Personen der Beweggrund des eigenen 
Interesses meist abgeht, verfehlt und besonders 


unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen von 
Übel ist. 


Das Wohl, das Vermögen und die Er- 
ziehung der Pupillen werden vollständig dem 
Pflichteifer des Vormundes und des Familien- 
rates anvertraut. Dies mag oft Berechtigung 
haben, wenn der Vater oder die Mutter die 
Vormundschaft führt; sie sind auch zur Rech- 
nungslegung nicht verpilichtet (Art. 452). In 
den meisten Fallen ist aber die Einrichtung des 
nicht beaufsichtigten Familienrates den sozialen 
Verhältnissen im Lande nicht angemessen. 


Instruktion von 1868. Amtsbetrieb. 


Daher hat schon die russische Regierung 
nach Aufhebung der Leibeigenschaft durch den 
Ukas vom 7. Juli (25./6.) 1866 und durch die 
Instruktion vom 7./19. Juni 1868 das materielle 
und formelle Vormundschaftsrecht fiir die Bauern- 
schaft und die ihr nahe stehenden Volksklassen 
in Dörfern und Städten, (Art. 2 des Ukas von 
1866) einigen Änderungen unterzogen. Die 
Vormungschaftspflege sollte dadurch verbessert 
werden, daß nicht alles der oft versagenden 
Privatinitiative überlassen, sondern den Behör- 
den zur Pflicht gemacht wurde, dem Pflegschafts- 
wesen von Amtswegen eine regere Obsorge 
zu widmen. 


Die Instruktion von 1868 bildet, abgesehen 
von den Änderungen der Zuständigkeit, die durch 
die Zivilprozeßordnung von 1875 und durch die 
jüngst erlassene Gerichtsverfassung vorgenom- 
men wurden, weiterhin die Grundlage der Vor- 
mundschaitspflege. Der Begriff der Bevölke- 
rungskreise, auf welche die Instruktion Anwen- 
gung findet, ist nicht genau abgegrenzt. Es soll 
jetzt tunlichst ausdehnend interpretiert werden. 
Die politischen Beweggründe, welche die rus- 
sische Regierung zu einer künstlichen Trennung 
der Stadt- und Landbevölkerung veranlaßten, 
sind weggefallen; sachliche Erwägungen sprechen 
aber für die tunlichste Ausdehnung der An- 
wendbarkeit dieser praktischen Vorschriften. 
Sie bieten eine ausreichende Grundlage, um 
das Pflegschaftswesen vor allem durch kräftige 


au 


Betonung des amtlichen Betriebes (Offiziositats- 
prinzip) zu heben. 


Dieser Grundsatz muß bei allen Friedens- 
gerichten allmählich durchgesetzt werden. Eine 
geordnete Waisenpflege hat infolge des Krieges 
außerordentliche Bedeutung erlangt. Die Zahl 
der verwaisten oder verlassenen Kinder ist er- 
heblich gestiegen, ihre persönlichen und ma- 
teriellen Interessen sind durch die Kriegswirren 
äußerst gefährdet. 


Es ist daher ein zielbewußtes, tatkräftiges 
Eingreifen zum Schutze dieser Personen not- 
wendiger denn je. 


Durch eine intensive Vormundschaftspflege 
werden sich die Gerichte ein großes Verdienst 
um das Land und die Anerkennung der Be- 
völkerung erwerben. 


Inhalt der instruktion. 


Im Vergleiche mit dem ZGB. hat die In- 
struktion folgende Änderungen eingeführt: 


Der Familienrat soll in der Regel bloß aus 
4 Mitgliedern bestehen. Er ist von Amtswegen 
zu bilden und einzuberufen, sobald das Amt 
irgendwie Kenntnis erlangt, daß ein Minder- 
jähriger nicht bevormundet ist (Art. 1, 2, 7, 8). 
Ein Gegenvormund wird nicht bestellt. Der 
Familienrat hat selbst die Obliegenheiten des 
Gegenvormundes auszuüben, insbesondere die 
Geschäftsführung des Vormundes zu über- 
wachen, die Rechnungen zu prüfen u.s.w. Zu 
diesem Zwecke hat sich der Familienrat min- 
destens einmal im Jahre zu versammeln (Art. 29). 


Im Übrigen enthält die Instruktion eine 
leicht fassliche Zusammenstellung der Bestim- 
mungen des ZGB. über das Vormundschafts- 
recht (Art. 9—39) und einige, ländlichen Ver- 
hältnissen angepaßte Vorschriften über die Be- 
vormundung vermögensloser Waisen (Art. 40- 
45). Diese bilden eine Ergänzung der spär- 
lichen Vorschriften des ZGB. über die Bevor- 
mundung unehelicher Kinder (Art. 481—498). 


Bei unehelichen und bei vermögenslosen 
Kindern tritt an Stellle des Familienrates der 
Vormundschaftsrat (Art. 486--488), der nicht 
von Fall zu Fall, sondern ständig für die be- 
treffende Ortschaft (Gemeinde, Pfarre) gebildet 
wird und dem Gemeindewaisenrate nahe steht. 


Alle diese Bestimmungen der Instruktion 


sind in Kraft geblieben und werden auch in 


der Praxis, jedoch nicht tatkräftig genug, an- 


gewendet. Die ZPO. hat bloß die Abänderung 
gebracht, daß die Einberufung und der Vorsitz 
im Familienrate nicht mehr dem Gemeindevor- 
steher, sondern dem Friedensrichter oder einem | 
Schöffen obliegt. Art. 1663 ZPO. ist nicht da- 

hin aufzufassen, als ob in den Vormundschafts- 

fällen, auf welche die Instruktion Anwendung 

findet, nur ein Schöffe den Vorsitz führen 

könnte. Die Schöffen sind hier bloß Beaui- 
tragte des Friedensgerichtes; der Friedensrichter 

soll selbt den Vorsitz übernehmen, wenn es 

sich um eine wichtigere Angelegenheit handelt 
oder wenn die Schöffen nicht fähig sind, diese 
Aufgabe gehörig zu erfüllen. Selbstverständlich 
ist in diesem Falle der Friedensrichter von der 
Entscheidung einer Beschwerde gegen den unter 
seinem Vorsitz gefaßten Beschluß des Familien- 
rates, sowie von Genehmigung solcher Be- 
schlüsse ausgeschlossen. Die Sache muB ge- 
mäß Art. 1664 ZPO. an den Gerichtshof ge- 
leitet werden. 


Die Einrichtung der Vormundschaft über 
vermögenslose Kinder (Art. 40—-46) ist weiter- 
hin eine Amtspflicht des Gemeindevorstehers 
geblieben. Er hat diese Vorkehrungen aus 
eigenem Antriebe oder auf Ersuchen des Frie- 
densgerichtes zu treffen und davon in jedem 
Falle das Friedensgericht in Kenntnis zu setzen. 
Das Friedensgericht muß über alle ihm unter- 
stehenden Mündel unterrichtet sein und sie in 
sein Waisenbuch eintragen. 


Die in der Instruktion vorgeschriebene In- 
ventur ist eine Maßregel zur Sicherung des 
Vermögens der Minderjährigen und Abwesen- 
den, nicht aber ein Akt der ‚Nachlaßabhandlung 
(Art. 1—7, 47—49). Sie ist vom Gemeinde- 
vorsteher sobald als möglich von Amtswegen, 
und wenn dies nicht geschehen ist, auf Ersuchen 
des Gerichtes vorzunehmen und das Inventar 
an das zuständige Friedensgericht zu senden. 
Dieses hat den Familienrat einzuberufen. Der 
Der Familienrat prüft das Inventar und kann 
es nach Bedari ergänzen, er fasst über die 
Annahme der Erbschaft Beschluß (Art. 449) 
und bestellt allenfalls den Vormund. 


Organisation des Verfahrens. 


Zur Verwirklichung der aus dem va 
den sich ergebenden Ziele wird bei Gerich 
folgender Vorgang empfohlen : j 


a) Akten und Register. Zunächst sind bei 
allen Friedensgerichten (worunter jetzt auch die | 
ehemaligen Gemeindegerichte inbegriffen sind) 
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die vorhandenen Pflegschaftsakten zu richten, 
die Akten bereits abgelaufener Vormundschaften 
auszuscheiden, die übrigen aber zu ordnen und 
das Waisenbuch sowie das Namensverzeichnis 
entsprechend zu ergänzen oder neu anzulegen. 
Neue Waisenbücher können nach dem ange- 
schlossenen Muster angelegt werden. 


Es wird aber bemerkt, daß die Friedens- 
und Gemeindegerichte auch früher zur Führung 
eines Waisenbuches verpflichtet waren. Diese 
alten Waisenbücher sind, wenn sie noch brauch- 
bar sind, weiter zu verwenden. Überhaupt ist 
die äußere Form der Evidenz von geringerer 
Bedeutung. 


Diese Frage ist von Fall zu Fall je nach 
dem Stande der vorhandenen Akten und Re- 
gister möglichst praktisch zu lösen, daß eine 
entbehrliche Belastung der Kanzlei durch Ab- 
schreiben und Neuanlegung tunlichst vermieden 
werde. 


Für jeden Gerichtssprengel ist bloß ein 
= Waisenbuch, nach den Jahrgangen des Anfalles 
geordnet, zu führen. Es sollen aber auch die 
: vermögenslosen und unehelichen Kinder einge- 
-tragen werden, was bisher wahrscheinlich nicht 
üblich war. 


Diese und andere Vormundschaftsfälle, über 
die keine Akten vorhanden sind, sollen durch 
_ Umirage bei den Schöffen, Soltyssen, Gemeinde- 
_ vorstehern, Pfarrern und anderen Vertrauens- 
. männern ermittelt werden. Jeder Fall ist in 
einer Information nach dem angeschlossenen 
Muster zu verzeichnen. Die Aufzeichnung er- 
Setzt einstweilen den Vormundschaftsakt und 
_ dient als Grundlage für die Eintragung im 
"Waisenbuch. 


; b) Anzeigen der Matrikenführer. Die Ma- 
| trikenfiihrer im Kreise werden aufgefordert, an 
. das örtlich zuständige Friedensgericht folgende 
I Monatsausweise einzusenden: 


a) Der vorgekommenen Todesfalle, jedoch nur 
jener, in welchen minderjahrige Kinder des 
Verstorbenen oder andere minderjährige 
Erben verblieben sind; sind die Familien- 
und Vermögensverhältnisse dem Matriken- 
führer nicht bekannt, so soll er sich darüber 


bei Eintragung des Todesfalles in die 
Matrik erkundigen. 


b) der unehelichen Geburten. 


Wenn solche Ausweise bisher nicht erstattet 
wurden, sollen in den ersten zwei bis drei 
Monaten die seit Kriegsbeginn vorgefallenen 
Todesfälle bezw. Geburten nachgeholt werden. 


c) Bearbeitung bei Gericht. 


Die Schöffen (jeder in seinem Rayon) oder 
auch die Kanzleiorgane des Friedensgerichtes 
haben jeden Fall auf einen Informationsbogen 
(Muster 3) einzutragen, die Hinterbliebenen (die 
Mutter des unehelichen Kindes) zu befragen 
und den Fragebogen auszufüllen. Wenn mög- 
lich, soll gleich bei dieser Gelegenheit der Fa- 
milienrat einberufen und die Vormundschaft 
bestellt werden. Der Familienrat, dem der 
Vermögensstand bekannt ist, kann auch gleich 
über die Annahme der Erbschaft, die Vermö- 


_ gensverwaltung und dgl. Beschluß fassen, wenn 


auch das Inventar noch nicht vorliegt. 


Sodann ist die Inventur durch den Ge- 
meindevorsteher zu veranlassen. Gemäß Art. 1 
der Instruktion sind aber die Gemeindevor- 
steher verpflichtet, die Inventur auch ohne Auf- 
trag von Amtswegen vorzunehmen und den 
Akt dem zuständigen Friedensgerichte zu über- 
senden. Eine amtliche Aufforderung an die 
Gemeindevorsteher in diesem Sinne wird wohl 
nicht ohne Erfolg bleiben, weil sie für diese 
Amtshandlung in der Regel eine Entlohnung 
einheben. Nach den eingeholten Auskünften 
bewegen sich die üblichen Entlohnungssätze 
meistens in annehmbaren Grenzen und sind 
durch örtliche. Gewohnheit festgesetzt. Eine 
Änderung wird in dieser Beziehung derzeit nicht 
vorgenommen. Die Gerichte haben bloß darauf 
zu achten, daß Mißbräuche nicht vorkommen 
und gegebenenfalls unterdrückt werden. 


Der Gemeindevorsteher erfährt oft als erste 
Amtsperson von den Todesfällen in der Ge- 
meinde, die Familienverhältnisse vieler Ein- 
wohner sind ihm bekannt. Er ist daher in der 
Lage sofort einzugreifen, ehe noch das Frie- 
densgericht durch den Matrikenführer von dem 
Falle benachrichtigt wird. Nicht bloß die Ge- 
meindevorsteher, sondern auch andere ämtliche 
Organe, wie Schöffen, Friedensrichter sind ver- 
pflichtet, einschlägige Fälle dem zuständigen 
Gerichte anzuzeigen, damit die Vormundschaft 


möglichst bald bestellt und die Erbschaft der 


Minderjährigen, nach Bedarf auch deren per- 


sönliche Verhältnisse und Ansprüche (die Ali- 


Bei Gericht | 
ist die Arbeit in folgender Weise durchzuführen: 


m 


| 
| 
‘ 
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mentierung eines unehelichen Kindes) gesichert 
werden. Besonders in den Städten empfiehlt 
es sich, zu diesem Zwecke einen Vormund- 
schaftsrat (Waisenrat) zu bilden oder aber an 
einen bereits bestehenden Kinderschutzverein 
heranzutreten. 


Apeli. Da es sich im Sinne des vorher 
Gesagten bloß um Erfüllung einer Bürgerpflicht 
und um die Wahrung eines allgemeinen Inte- 
resses handelt, hofft die Justiz, daß die Frie- 
densrichter, Schöffen, Pfarrer, Rabbiner und 
Gemeindevorsteher rasch, energisch und willig 
diese nutzvolle und bisher versäumte Arbeit 
beginnen werden. 


23. Preistreiberei. 


Auf Grund des $ 16 der Vdg. des A.O.K. 
vom 9. Mai 1916, Nr. 58, wird verfügt: 


Die Untersuchung und Bestrafung wegen 
Preistreiberei obliegt — die Fälle, in welchen 
der Gerichtshof zuständig ist, ausgenommen — 
bei allen Delikten, die im Bereiche des hiesigen 
Kreiskommandos begangen werden, nur dem 
Friedensgerichte in Janów. 


24. Kuratorbestellung. 


Mit hg. Beschlusse vom 14. Juli 1916, 
G. ZI. P. 7/16, wurde Adalbert Goch aus Ly- 
chöw, Gmde. Trzydnik, zum Kurator des ver- 
schollenen Valentin Goch aus Lychöw, Gmde. 
Trzydnik, bestellt und ihm die einstweilige Ver- 
waltung des Vermögens des Verschollenen an- 
vertraut. 


Der k. u. k. Kreiskommandant: i 


von THALHAMMER m. p., Oberst. 


25. Verurteilungen. 


Im Juni |. J. wurden vom Friedensgerichte 


in Janów folgende Urteile gefällt: 


1. Berek Lachter aus Janow wegen Beleidi- 


gung des Polizeiorganes drei Wochen 


Arrest; 


2. Stanislaus Mazur aus Godziszów wegen 


Rauferei zwei Wochen Arrest; 


3. Ruchel Kelmanowicz aus Janów wegen 
Nicheinhaltung der Reinlichkeit in dem - 
Viktualiengeschäftslokale 20 Rubel Geld- — 


strafe ; 


4. Hersch Karpenkopf aus Janöw wegen — 
Nichteinhaltung der Reinlichkeit in dem 
Viktualiengeschäftslokale 10 Rubel Geld- 


strafe ; 


or 


6. Valentin Gzik, Sebastian Kozdra, Adalbert — 


ar 


. Hinda Rajsman aus Janów wegen Nicht- 2 
einhaltung der Reinlichkeit in dem Viktua- — 
liengeschäftslokale 15 Rubel Geldstrafe, 


Lupina aus Chrzanów wegen Geldfund- — 
verheimlichung zu je 10 Rubel Geld- 


strafe ; 


7. Adalbert Pawlos aus Branew wegen tät- 


= 


licher Beleidigung des Soltys zwei Wochen — 


Arrest. Fe 


